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Drucksache 2310 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Dezember 1960 

9 — 90001 — 4482/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung 
einer Straßenverkehrsunfallstatistik 
(StVUnfG) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschluß- 
fassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 225. Sit- 
zung am 11. November 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung ge- 
nommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb. Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung einer Straßenverkehrsunfallstatistik 

(StVUnfG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

über Unfälle, bei denen infolge des Fährver- 
kehrs auf öffentlichen Wegen und Plätzen Personen 
getötet oder verletzt oder Sachschäden verursacht 
worden sind, wird eine Bundesstatistik (Straßen- 
verkehrsunfallstatistik) geführt. 

§ 2 

Für diese Statistik werden folgende Tatbestände 
erfaßt: 

1. bei Unfällen, bei denen Personen getötet oder 
verletzt oder Sachschäden von 500 Deutsche 
Mark und mehr je Unfall verursacht worden 
sind, 

a) Art, Ort und Zeit des Unfalles, 

b) die am Unfall beteiligten Verkehrsteilneh- 
mer und Verkehrsmittel, 


c) die polizeilich festgestellten unmittelbaren 
Unfallursachen und die Unfallumstände, 

d) die Unfallfolgen; 

2. bei allen anderen Unfällen 

a) Ort des Unfalles, 

b) die am Unfall beteiligten Verkehrsteilneh- 
mer und Verkehrsmittel, 

c) die Höhe des entstandenen Sachschadens. 

§ 3 

Auskunftspflichtig sind die Polizeidienststellen, 
deren Beamte den Unfall aufgenommen haben. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs, 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. 1 S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1961 in Kraft. 


Begründung 


I. Allgemeines 

Die bereits vor dem zweiten Weltkrieg auf Grund 
der Erlasse des Reichsverkehrsministers vom 8. Au- 
gust 1935 (Az.: K 5 4540) und vom 2. Dezember 
1935 (Az.: K 5 9659) durchgeführte Statistik der 
Straßenverkehrsunfälle wird seit dem Jahre 1948 
auf Grund eines Erlasses der Verwaltung für Ver- 
kehr des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
16. August 1948 (Az.: St. B. 20 — 8490) wieder ge- 
führt. Entsprechend den Vorschriften des § 16 Abs. 1 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1314) erhielt sie ihre Rechtsgrundlage durch die 
„Verordnung zur Durchführung einer Straßenver- 
kehrsunfallstatistik" vom 8. August 1955 (Bundes- 
anzeiger Nr. 153 vom 11. August 1955). Derzeitig 
wird sie auf Grund der „Verordnung zur Durch- 
führung einer Straßenverkehrsunfallstatistik" vom 
11. April 1959 (Bundesanzeiger Nr. 78 vom 24. April 
1959) geführt. Diese Verordnung tritt am 31. Juli 
1961 außer Kraft. 

Das vorliegende Gesetz soll die ununterbrochene, 
unveränderte Fortführung der Straßenverkehrsun- 
fallstatistik sichern. 


Die Straßenverkehrsunfallstatistik ist notwendig, 
um Unterlagen für Maßnahmen zur Verbesserung 
der - Verkehrssicherheit und zur Bekämpfung der 
Straßenverkehrsunfälle zu gewinnen. Diese Unter- 
lagen können auf andere Weise nicht geschaffen 
werden (vgl. II. zu § 3). 

Die Statistik der Straßenverkehrsunfälle hat in den 
letzten Jahren ständig an Bedeutung zugenommen. 
Die von Jahr zu Jahr gestiegenen und noch weiter 
anwachsenden Kraftfahrzeugbestände und die da- 
mit einhergehende Zunahme der Unfallgefahr, so- 
wie die zu beobachtende langsame Umschichtung 
in der Verkehrsstruktur (Übergang vom Zweirad 
auf Vierradfahrzeuge) zwingen auch in Zukunft da- 
zu, die Ursachen und die Begleitumstände laufend 
statistisch zu erfassen und auzuwerten, um alle 
denkbaren, geeigneten Gegenmaßnahmen treffen 
zu können. Allein im Jahre 1959 waren im Bundes- 
gebiet (ohne Berlin [West]) mehr als 1,5 Mio Ver- 
kehrsteilnehmer an Straßenverkehrsunfällen mit 
Personen- oder Sachschaden beteiligt (darunter rund 
1,2 Mio Kraftfahrzeuge, rund 180 000 Mopeds und 
Fahrräder und rund 84 000 Fußgänger). 

Bei diesen Unfällen wurden 13 539 Menschen ge- 
tötet, 143 000 schwer und 261 000 leicht verletzt. 
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Nachdem die in der Nachkriegszeit gewonnenen Er- | 
fahrungen mit der Erhebungsmethode für die Straßen- 
verkehrsunfallstatistik sich über einen ausreichend 
langen Zeitraum erstrecken, kann nunmehr im In- 
teresse der Verwaltungsvereinfachung eine gesetz- 
liche Grundlage für diese Statistik vorgesehen wer- 
den. Der Erlal5 einer neuen Rechtsverordnung auf 
Grund des § 6 Abs. 2 StatGes scheidet aber auch 
aus, weil nach den Ermittlungen des Statistischen 
Bundesamtes die voraussichtlichen Kosten der Er- 
hebung ohne die Kosten für die Veröffentlichung 
den im StatGes als Höchstgrenze für den Erlaß 
einer Rechtsverordnung vorgesehenen Betrag von 
jährlich 500 000 DM überschreitet. 

Die in dem Gesetz vorgesehene Regelung entspricht 
in materieller Hinsicht der derzeitigen Rechtsver- 
ordnung. Die abweichenden Formulierungen, insbe- 
sondere im § 2 Nr. 2, dienen lediglich der Klarstel- 
lung. 

% 

Die Durchführung der Straßenverkehrsunfallstatistik 
kostet nach dem gegenwärtigen Stand bei Bund und 
Länder einschließlich Berlins (West) jährlich 934 000 
DM. Davon entfallen auf den Bund 112 000 DM, 
auf die Länder 822 000 DM. Die Länderkosten setzen 
sich aus 667 000 DM Personalkosten und 155 000 
DM Sachkosten zusammen. Da es sich um eine be- 
reits laufende Statistik handelt, deren Kosten in den 
Haushaltsplänen schon berücksichtigt sind, werden 
keine neuen Mittel benötigt. 

II. Besonderes 

Zu § 1 

Diese Vorschrift begrenzt den Anwendungsbereich 
des Gesetzes und gibt eine Begriffsbestimmung der 
statistisch zu erfassenden Unfälle. 
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Zu § 2 

Es ist vorgesehen, die Zahl der zu erfassenden Tat- 
bestandsmerkmale auf die dringend notwendigen 
Angaben zu beschränken, die eine hinreichende 
Analyse der Unfallvorgänge ermöglichen. Eingehend 
müssen in erster Linie die schweren Llnfälle erfaßt 
werden, während für die Darstellung der Baga- 
tellunfälle eine zahlenmäßige Erfassung der 
am Unfall beteiligten Verkehrsteilnehmer und Ver- 
kehrsmittel — jeweils mit Angabe der Ortslage und 
der Höhe des entstandenen Sachschadens — aus- 
reichend ist. 

Zu § 3 

Die von der Statistik zu erfassenden Unfälle und 
die Tatbestandsmerkmale der Unfälle sollen wie 
bisher von den Polizeidienststellen ermittelt und ge- 
meldet werden. Es ist sichergestellt, daß den Polizei- 
dienststellen durch die statistische Erfassung keine 
Mehrarbeit entsteht. Während früher für jeden Un- 
fall ein besonderes statistischesMeldeblatt ausgefüllt 
werden mußte, werden jetzt die statistischen An- 
gaben in allen Bundesländern aus den Durchschlä- 
gen der polizeilichen Unfallanzeigen und -meldun- 
gen entnommen. 

Zu § 4 

Die Straßenverkehrsunfallstatistik soll wie bisher 
auch im Land Berlin durchgeführt werden. 

Zu § 5 

Das Gesetz muß am 1. August 1961 in Kraft treten, 
um eine ununterbrochene statistische Erfassung der 
Straßenverkehrsunfälle auch nach Ablauf der Gel- 
tungsdauer der Rechtsgrundlage vom 11. April 1959 
am 31. Juli 1961 zu ermöglichen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen; 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Der Gesetzentwurf spricht, abweichend von dem 
Grundsatz des Artikels 84 Abs. 1 GG, die Zustän- 
digkeit der Behörden an und regelt das Verwal- 
tungsverfahren. Das Gesetz bedarf deshalb der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Bun- 
desrates nicht. Sie hält das Gesetz nicht für zustim- 
mungsbedürftig. Die Vorschrift des § 3 des Gesetz- 
entwurfs enthält keine Regelung des Verwaltungs- 
verfahrens im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG. Die 
Auskunftspflicht ergibt sich aus § 10 StatGes vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314). § 3 
des Entwurfs bestimmt lediglich, welche Behörde 
auskunftspfli'chtig ist; es handelt sich also um eine 
materielle Norm. 

Auch in anderen Fällen, in denen Landesbehörden 
auskunftspflichtig sind, ist die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit verneint worden. Hingewiesen sei z. B. auf 
das Gesetz über die Preisstatistik vom 9. August 
1958 (Bundesgesetzbl. I S. 605), das in § 7 Abs. 2 be- 
stimmt, daß die Finanzämter auskunftspflichtig sind. 
Das Gesetz ist ohne Zustimmung des Bundesrates 
erlassen worden. 
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